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Hollywood-Star 
kostet die Army  
Millionen Dollar
Die US-Streitkräfte müssen wegen Jonathan 
Majors einen neuen TV-Werbespot absetzen.

Bojan Stula

Schweizer USA-Reisende ken-
nen sie bestimmt und haben sich 
vielleicht schon darüber gewun-
dert: Seit vielen Jahrzehnten 
werben die amerikanischen 
Streitkräfte mit dem Slogan «Be 
all you can be» (frei: «Mach’ das 
Beste aus dir») für eine Karriere 
als Berufsmilitär. Die actionrei-
chen Werbefilmchen mit der 
eingängigen Titelmelodie wur-
den in der Reagan-Ära der 
1980er-Jahre zum Kult.

An diesem Wochenende 
wurde die Ausstrahlung der 
jüngsten Version des «Be all you 
can be»-Spots an einem ganz 
besonderen Anlass erwartet. 
Laut Expertenschätzungen soll 
die Armee mindestes 3 Millio-
nen Dollar für den Dreh und 
prominente Sendetermine wäh-
rend des Finalturniers der US-
amerikanischen College-Bas-
ketballmeisterschaft aufgewen-
det haben. Nach dem 
Superbowl-Endspiel im Football 
gehören die «Final Four» im 
College-Basketball, die soge-
nannte «March Madness», zu 
den teuersten und begehrtesten 
Werbeplätzen im amerikani-
schen Sportjahr. Wie an der 
Superbowl im Februar lancieren 
Unternehmen zu diesem Anlass 
besonders aufwendig gestaltete 
und unterhaltsame TV-Spots.

Verhaftung nach Anzeige 
wegen häuslicher Gewalt
Der als Bestandteil einer 117 
Millionen schweren Imagekam-
pagne realisierte aktuelle Clip, 
mit der sich die US-Streitkräfte 
einen moderneren Anstrich ge-
ben wollen, wird jedoch vorerst 
in den Archiven verschwinden.

Schuld daran ist Hauptdar-
steller Jonathan Majors. Der auf-
strebende Hollywoodstar 
(«Creed III») ist vor Wochen-
frist wegen eines häuslichen 
Streits vorübergehend festge-
nommen worden. Dem 33-Jäh-
rigen werden laut US-Medien 
Körperverletzung, Belästigung 
und Strangulierung einer 30 
Jahre alten Frau vorgeworfen. 
Sein vermutetes Opfer sei mit 
leichten Verletzungen an Kopf 
und Hals in ein Krankenhaus ge-
bracht worden. Inzwischen be-
findet sich Majors wieder auf 

freiem Fuss, muss jedoch bis zur 
nächsten Anhörung vor Gericht 
am 8. Mai um seinen Ruf und 
seine Zukunft bangen. Seine An-
wältin beteuert vehement seine 
Unschuld; schliesslich sei er es 
gewesen, der den Polizei-Notruf 
nach dem Zwischenfall mit der 
Frau anwählte. 

Der US-Armee war jedoch 
umgehend klar, dass der brand-
neue TV-Spot mit dem Titel 
«Overcoming Obstacles» ausser 
Rang und Traktanden gefallen 
ist. In diesem nimmt Majors das 
TV-Publikum auf eine Zeitreise 
zu verschiedenen Einsatzorten 
der amerikanischen Armee seit 
der Revolution von 1776 mit, wo 
sich diese «gegen alle Wider-
stände» durchsetzte. Noch un-
entschlossene Jugendliche sol-
len mit dem Eintritt in die Ar-
mee ihre eigenen «Hindernisse 
überwinden» und eine glänzen-
de berufliche Zukunft wählen, 
lautet die Werbebotschaft.

US-Armee verpasst ihr 
Rekrutierungsziel deutlich
Stattdessen stehen die verant-
wortlichen Marketingprofis vor 
einem Scherbenhaufen. Zyni-
sche Schandmäuler haben den 
Army-Slogan bereits in «Beat all 
you can beat» («Verprügle alles, 
was du verprügeln kannst») ab-
geändert. Nach dem anfängli-
chen Schock im Pentagon versi-
chert der stellvertretende US-
Verteidigungsminister Gabe 
Camarillo tapfer, die laufende 
Kampagne werde mit älteren 
Spots weitergeführt, um die 
wertvollen Sendeplätze nicht zu 
verlieren. Dennoch: Viel Spott 
und Schadenfreude kritischer 
Kreise sind der Armee gewiss. 
Dabei könnte die Marketing-
panne zu keinem dümmeren 
Zeitpunkt kommen. Wie diese 
Woche bekannt wurde, wird die 
US-Army ihr Rekrutierungsziel 
für das jetzt zu Ende gehende 
Fiskaljahr deutlich verpassen.

Anstelle von 60 000 Eintrit-
ten, die für den Fortbestand der 
Berufsarmee notwendig sind, 
kommt die Armee 2022/23 
bloss auf 45 000 neue Rekrutin-
nen und Rekruten. Vize-Vertei-
digungsminister Camarillo 
spricht von einer «noch nie da-
gewesenen Herausforderung 
bei der Rekrutierung».

«Beat all you can beat»: Schauspieler Jonathan Majors hat mit der 
Polizei unliebsame Bekanntschaft geschlossen.  Bild: AP

In seinem ersten grossen Interview als Bundesrat legt 
Albert Rösti dar, wie er die Stromproduktion erhöhen 
will. Er spricht auch über die Folgen des  
CS-Debakels, das SRF – und den Stolz seiner Mutter.

«Ich kenne meine Grenzen»

die EU-Länder 70 Prozent ihrer Kapazi-
täten für den Binnenmarkt bereithal-
ten. Bis jetzt steht nirgends, wie genau 
die Schweiz davon betroffen sein wird, 
aber die Situation ist labil.

Braucht es ein Stromabkommen 
mit der EU?
Das braucht es, aber wir werden kaum 
bis 2025 eines haben. Ob es Verhand-
lungen mit der EU gibt oder nicht, 
hängt vom Erfolg der aktuellen Sondie-
rungsgespräche ab. Sollte es ein institu-
tionelles Rahmenabkommen geben, 
wollen wir den Strom mit drin haben, 
das ist klar. Aber bis es so weit ist, müs-
sen wir bereit sein, Reserven einzuset-
zen. Hier spielt Birr eine wichtige Rolle 
und weitere Reservekraftwerke, die wir 
ausschreiben werden.

Sie planen weitere, neue  
Kraftwerke?
Mitte Jahr werden wir weitere aus-
schreiben, ja. Die neuen Kraftwerke 
sollen möglichst 2025 oder 2026 ans 
Netz gehen. Die Bedingung dafür ist, 
dass die Anlagen sowohl mit fossilen 
wie mit erneuerbaren Energieträgern 
laufen können. Es gibt vier, fünf grosse 
Unternehmen, die diese Aufgabe über-
nehmen können.

Das sind Neuigkeiten. Wo werden 
die neuen Kraftwerke stehen?
Über die Standorte werden die Betrei-
ber entscheiden, nicht der Bund. Der 
Bundesrat hat bereits in seiner Bot-
schaft zur Energiestrategie von notwen-
digen Reservekraftwerken gesprochen. 
Dann kam die Phase der Unehrlichkeit, 
und niemand sprach mehr davon.

Sie sind nicht nur Energieminister, 
sondern auch Schirmherr der 
bundesnahen Betriebe. Wie sind 
die Ziele von Postminister Rösti für 
einen Betrieb, der seine Geschäfts-
felder konstant ausbaut?
Postminister wäre zu hoch gegriffen. 
Der Bundesrat greift nicht in operative 
Belange ein, sondern definiert die 
Strategie. Was man überprüfen muss, 
ist die Strategie von solchen Akquisi-
tionen. Dazu läuft bei der Post eine 
Evaluation, die wir selber überprüfen. 
Aber es ist klar, wir wollen eine mög-
lichst flächendeckende Grundversor-
gung und dafür muss die Post Geld 
erwirtschaften.

Zur Post gehört auch die Postfi-
nance. Am Freitag hat SP-Co-Präsi-
dent Cédric Wermuth bei CH Media 

gefordert, dass die Postfinance 
gestärkt wird, gewissermassen als 
Kantonalbank für den Bund –  mit 
einem kompletten Angebot. Damit 
soll sie als Konkurrenz zu einer 
riesigen UBS erwachsen.
Wir wollen natürlich nicht die Postfi-
nance aufblasen, um am Ende ein zu-
sätzliches Bundesrisiko zu erhalten. 
Aus diesem Grund haben wir ja die Ver-
staatlichung der CS abgelehnt.

Sie sind ja auch noch Medienminis-
ter und haben die Oberaufsicht 
über die SRG. Gleichzeitig sind Sie 
auch im Initiativkomitee der Hal-
bierungsinitiative, welche die SRG 
ins Visier nimmt, oder?
Ich habe schriftlich den Austritt gege-
ben. Allerdings hat man mir gesagt, 
juristisch sei dies nicht möglich. Man 
bleibe im Komitee bis zur Abstimmung, 
aber das ist natürlich reine Formsache. 
Inhaltlich äussere ich mich nicht zu 
einer Initiative, die noch nicht einge-
reicht ist.

Hatten Sie denn bereits Zeit, sich 
um die Medienpolitik zu küm-
mern?
Dadurch, dass einerseits diese Initiati-
ve noch nicht eingereicht und anderer-
seits das Mediengesetz an der Urne 
verworfen wurde, war die Medienpoli-
tik bislang nicht erste Priorität. Wichtig 
ist, dass es einen Service public und 
eine Medienvielfalt gibt. Aber kurzfris-
tige Staatshilfe für Medien wird es nicht 
geben.

Wie nehmen Sie die Schweizer 
Medienvielfalt wahr?
Die Konzentration ist stark fortge-
schritten. Aber wo es grössere Zusam-
menschlüsse gibt, tun sich auch wie-
der Lücken auf: in Form von lokalen 
Gratiszeitungen, aber auch bezahlten 
Angeboten. Solche müssten in einer 
zukünftigen Strategie ebenfalls vor-
kommen. Diese Vielfalt braucht es. 
Und die neutrale Rolle muss das SRF 
wahrnehmen.

Ist das SRF neutral aus Ihrer Sicht?
Das möchte ich nicht mit Ihnen bespre-
chen, sondern mit dem SRF.

Um noch etwas allgemeiner  
zu werden: Christoph Blocher  
hat einmal gesagt, ein Bundesrat 
ist zu 50 Prozent Departements-
chef und zu 50 Prozent muss er 
sich um das Gesamte kümmern. 
Welche grossen Linien  
verfolgen Sie in der Landes- 
regierung?
Für mich persönlich ist die Europapoli-
tik sehr wichtig, eine Schuldenbremse 
ebenfalls. Neutralität, Sicherheit: Das 
sind die Themen, welche die Schweiz 
ausmachen. Hier möchte ich mich im 
Bundesrat einbringen.

Ist die Schweiz noch neutral?
Ich bin stolz, hat der Bundesrat die Wie-
derausfuhr von Waffen abgelehnt. Ich 
weiss, das wird international scharf 
kritisiert. Aber es war ein wichtiges Be-
kenntnis zur Neutralität. Und hinter 
den Kulissen wird dies international 
auch verstanden.

Und nehmen Sie einen «Kriegs-
rausch» wahr, wie Bundespräsi-
dent Alain Berset?
Ich finde es nicht gut, Waffen weiterzu-
geben. Aber ich würde das nicht mit 
einem spezifischen Wort emotionali-
sieren, und der Bundespräsident hat 
dies auch selber im Nachhinein als fal-
sche Wortwahl kommentiert.

Interview: Patrik Müller 
und Benjamin Rosch

Im Parlament sagten Sie kürzlich: 
«Da ist Bundesrat Rösti gegenüber 
Nationalrat Rösti intelligenter 
geworden.» Wird man, wenn man 
im Amt ist, innert weniger Tage 
intelligenter?
Albert Rösti: Das war ein Spruch, auch 
im Parlament soll man zwischendurch 
mal schmunzeln dürfen. Die ernsthafte 
Formulierung wäre wohl: «Der neue 
Antrag war besser.»

Intelligenz schadet sicher auch in 
der Politik nicht.
Nun gut, ich muss mit dem leben, was 
ich habe (lacht). Ich kenne meine 
Grenzen.

Wo liegen denn Ihre Grenzen?
Ich ging mit Thomas Zurbuchen ans 
Gymnasium. Er brachte es zum Nasa-
Forschungsdirektor. Das sagt über uns 
beide etwas aus.

War er eher der naturwissenschaft-
liche Typ und Sie der sprachliche 
Typ?
Nein, ich war vor allem eines: ein eher 
mittelmässiger Schüler. Im Studium hat 
sich das dann geändert.

Das heisst, Ihre Intelligenz stieg 
schon vor dem Bundesratsamt 
stetig an … Würden Sie sich heute 
eher als kopf- oder bauchgesteuert 
bezeichnen?
Es ist eine Mischung. In der Politik 
muss man zuerst eine gute Auslegeord-
nung machen können: Lagebeschrei-
bung, Analyse, Vor- und Nachteile. Da 
ist der Kopf gefragt. Danach kommen 
Güterabwägungen. Dafür braucht es 
den Bauch, oder präziser gesagt: den 
politischen Instinkt.

Was sagt Ihnen der Instinkt: Wie 
gut hat Sie der Bundesrat aufge-
nommen?
Nach meinem Eindruck sehr gut. Wir 
haben soeben gemeinsam eine enorm 
herausfordernde Situation bewältigt: 
die Krise der Credit Suisse. Ich erlebte 
die Diskussionen als ebenso offen wie 
kritisch – im Sinn der besten Lösung.

Welches Gefühl herrschte vor: 
Sorge oder Wut?
Enttäuschung. Darüber, dass es mit der 
CS so weit kommen konnte. Aber natür-
lich auch grosse Sorge und Anspannung: 
Die Analyse der Zahlen war eindeutig. 
Ich habe zwar eine C-Matur, aber die 
wäre nicht nötig gewesen, um zu erken-
nen: Was da abgeht, das war existenziell. 
Es war klar: Ohne Lösung haben wir am 
Montag das Ende der Credit Suisse und 
dazu nicht nur eine Finanzkrise in der 
Schweiz, sondern weltweit. So etwas 
hätten wir uns niemals leisten können.

Ist man da als Bundesrat nicht 
zwangsläufig überfordert? Man 
sitzt mit ausgebufften Bankern am 
Tisch, die seit Jahren in diesem 
Business sind.
Nach meinem Eindruck waren eher an-
dere überfordert …

Die CS-Verantwortlichen?
Man kann sich schon fragen, wie so vie-
le Fehler gemacht werden konnten. 

Und das trotz warnendem Beispiel der 
UBS 2008. Trotz «Too big to fail»-Ge-
setz, aus dem die Bank nicht die nöti-
gen Konsequenzen zog.

Aber Sie fühlten sich nicht  
überfordert?
Gefordert, aber nicht überfordert. Der 
Bundesrat muss in der Lage sein, auf-
grund des vorhandenen Wissens die 
richtigen Schlüsse zu ziehen. Es gab 
Unterstützung durch die Nationalbank, 
die Finanzmarktaufsicht, das Staatsse-
kretariat für internationale Finanzfra-
gen und weitere Expertinnen und Ex-
perten aus der Verwaltung. Der Bun-
desrat hat sich zudem schon seit 
längerem mit Optionen befasst. Feder-
führend war das Finanzdepartement, 
aber letztlich tragen wir alle die Verant-
wortung mit. Jeder Bundesrat muss den 
Mut haben, Fragen zu stellen. Ich woll-
te verstehen, was da läuft und was wir 
beschliessen.

Und was dabei herauskam, dahin-
ter können Sie stehen?
Voll und ganz. Die CS-Übernahme 
durch die UBS war in dieser Situation 
die beste Lösung. Sie ist solide und 
schafft Vertrauen. Eine Übernahme 
durch den Bund wäre allenfalls die 
zweitbeste Variante, aber mit vielen 
Risiken für den Bund verbunden ge-
wesen, und ob dadurch die Märkte das 
Vertrauen in die Credit Suisse zurück-
gewonnen hätten, das weiss ich nicht. 
Abgesehen davon kann der Staat keine 
Bank führen.

Intensiver hätte Ihre Startphase 
nicht sein können. Finden Sie noch 
Zeit für Ihre Familie – und für Ihre 
Mutter, deren strahlendes Gesicht 
am Tag nach Ihrer Wahl in allen 
Zeitungen war?
Unbedingt. Ich besuche meine Mutter 
nach Möglichkeit jedes zweite Wochen-
ende. Sie ist über 90 Jahre alt. Das Le-
ben ist endlich. Gemeinsame Momen-
te sind mir persönlich sehr wichtig. Und 
klar, sie ist stolz auf mich, aber nicht 
mehr als auf meine Geschwister.

Sie sprachen von einem guten 
Betriebsklima. Aber just bei den 
Sparmassnahmen bei der AHV gab 
es diese Woche wieder ein Leak …
Ich kann nur für mich reden: Ich mach-
te in meinen Ämtern gleich am Anfang 
klar, dass Indiskretionen ein No-Go 
sind. Den erwähnten Fall finde ich sehr 
bedauerlich, und der Gesamtbundesrat 
hat gesagt, das muss angezeigt werden, 
das ist inakzeptabel.

Die «Schweiz am Wochenende» 
machte Anfang Januar publik, dass 
es aus dem Departement Berset 
während der Coronapandemie 
systematische Indiskretionen zu 
Ringier gab. Lässt sich das Vertrau-
en einfach wieder herstellen?
Das geht nicht von selbst. Vertrauen 
muss jeder selber herstellen. Der Bun-
desrat hat professionell gehandelt, in-
dem er die Situation verurteilt hat. Mehr 
kann ich nicht sagen, ich war zur Zeit 
der Corona-Leaks noch nicht im Amt.

Die Energiepolitik ist nun Ihr 
wichtigstes Thema. Wie schwer 
fällt Ihnen der Rollenwechsel vom 
Parteipolitiker zum Bundesrat?

Gar nicht! Ich habe schon als National-
rat die aktuellen Energiethemen in der 
Kommission mitgestaltet. Ich war 
schon vor der Wahl überzeugt, dass es 
für die Energieversorgung jetzt diesen 
Zubau braucht. Es ist relativ einfach: 
Wir brauchen in der Schweiz mehr 
Strom, sonst laufen wir gegen die 
Wand. Da gibt es auch keine Differenz 
zu meiner Partei.

Das ändert sich bei der Referen-
dumsabstimmung über das Klima-
schutz-Gesetz vom Juni. Sie sassen 
einst im Referendumskomitee, nun 
müssen Sie gegen die SVP die Ja-Pa-
role vertreten.
Das gehört dazu. Ich werde darlegen, 
was das Positive an diesem Gesetz ist 
und warum es der Bundesrat unter-
stützt.

Wenn Sie es zu deutlich tun,  
werden Sie zum halben  
SVP-Bundesrat.
Was da alles geschrieben wird, ist mir 
ziemlich egal. Ich habe einen klaren 
Auftrag, die Stromversorgung und Inf-
rastrukturen sicherzustellen. Hier geht 
es vielfach auch um Gesetze der Physik. 
Die lassen sich nicht aushebeln.

In der AKW-Frage wünscht sich  
die SVP von Ihnen mehr Engage-
ment ...
Prioritär ist, möglichst schnell mehr 
Strom zu produzieren. Das erreichen 
wir nur mit Wasser, Wind, Sonne und 
Biogas. Ich will mich nicht verlieren in 
einer Diskussion, die den kurzfristigen 
dringend notwendigen Zubau bremsen 
könnten. Für die langfristige Versor-
gungssicherheit setze ich mich für 
Technologieoffenheit ein.

Es geht auch darum, die aktuellen 
Energiequellen zu bewahren. Was 
wäre, wenn beim AKW Leibstadt 
eine Renovation über 300 Millio-
nen anstünde? Würde der Bund 
investieren?
Dann würde ich den Betreiber auf die 
die Gewinne des letzten Jahres auf-
merksam machen. Eine staatliche Hilfe 
für eine Nachrüstung wäre nach meiner 
Einschätzung nicht nötig.

Was tun Sie, wenn der nächste 
Winter kälter wird als der letzte? 
Droht eine Mangellage?
Zunächst sind Sparmassnahmen für 
Strom und Gas weiterhin sinnvoll – 
auch für das Portemonnaie der Bürge-
rinnen und Bürger. Dann werden wir 

gegen Mitte Jahr eine Ausschreibung 
für weitere Reservekapazitäten ma-
chen. Und auch die Akquisition für das 
Pooling von Notstromaggregaten geht 
weiter. Bislang haben wir damit eine 
Reserve von 110 Megawatt Leistung, 
das wollen wir verdoppeln. Ausserdem 
ist denkbar, dass wir die Wasserkraft-
reserve erhöhen.

Was sich verflüchtigt hat, ist die 
Hoffnung auf Hilfe aus dem Aus-
land gegen eine Gasmangellage. 
Braucht die Schweiz mittelfristig 
eigene Gasspeicher?
Das wäre sehr teuer. Die Gasbranche 
ist verpflichtet, sich mit Reserven ein-
zudecken. Wo diese stehen, ist zweit-
rangig. Wir sind aber laufend im Aus-
tausch mit unseren Nachbarn.

Zum Symbol für die Mangellage 
wurde das Gaskraftwerk Birr. Es 
gibt Stimmen, die sagen, das werde 
nie laufen. Braucht es das wirklich?
Unbedingt! Birr hat eine Leistung von 
250 Megawatt. Hier muss ich auch mei-
ner Vorgängerin ein Kränzchen win-
den, dass sie zusammen mit dem Bun-
desrat diese einzig richtige Massnahme 
ergriffen hat. Es braucht zudem weitere 
Reservekapazitäten im Hinblick auf die 
neuen Regulierungen der EU.

Wie meinen Sie das?
Aktuell ist der Austausch sehr gut. Aber 
nehmen wir an, dass die Schweiz ab 
2025 aufgrund neuer EU-Regelungen 
im Winter weniger Strom importieren 
könnte, dann müssten die Reserve-
kraftwerke helfen, den Winter zu über-
brücken. Ab diesem Zeitpunkt müssen 

Souverän ins Bundesratsamt

Selten ist eine politische Laufbahn so 
geradlinig verlaufen wie bei ihm – und 
der einzige Knick entpuppte sich als 
Karrierebeschleuniger. Albert Rösti, 55, 
wuchs in Kandersteg auf. Der ETH-Ag-
raringenieur war SVP-Nationalrat und 
wurde 2016 Parteipräsident. Er fiel je-
doch nach den Wahlen 2019 bei Chris-
toph Blocher in Ungnade und trat als 
Präsident zurück. Dies verstärkte bloss 
die Sympathien ausserhalb der SVP. 
Auch in der Partei selbst blieb Rösti be-
liebt. Am 7. Dezember 2022 wurde der 
zweifache Familienvater mit einem 
Glanzresultat in den Bundesrat gewählt. 

«Ich war ein eher 
mittelmässiger 
Schüler. Im Studium 
hat sich das dann 
geändert.»

«Ich bin stolz, hat 
der Bundesrat die 
Wiederausfuhr von 
Waffen abgelehnt.» 
Der neue SVP-
Bundesrat setzt 
erste Akzente.
Bild: Severin Bigler
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wortlichen Marketingprofis vor 
einem Scherbenhaufen. Zyni-
sche Schandmäuler haben den 
Army-Slogan bereits in «Beat all 
you can beat» («Verprügle alles, 
was du verprügeln kannst») ab-
geändert. Nach dem anfängli-
chen Schock im Pentagon versi-
chert der stellvertretende US-
Verteidigungsminister Gabe 
Camarillo tapfer, die laufende 
Kampagne werde mit älteren 
Spots weitergeführt, um die 
wertvollen Sendeplätze nicht zu 
verlieren. Dennoch: Viel Spott 
und Schadenfreude kritischer 
Kreise sind der Armee gewiss. 
Dabei könnte die Marketing-
panne zu keinem dümmeren 
Zeitpunkt kommen. Wie diese 
Woche bekannt wurde, wird die 
US-Army ihr Rekrutierungsziel 
für das jetzt zu Ende gehende 
Fiskaljahr deutlich verpassen.

Anstelle von 60 000 Eintrit-
ten, die für den Fortbestand der 
Berufsarmee notwendig sind, 
kommt die Armee 2022/23 
bloss auf 45 000 neue Rekrutin-
nen und Rekruten. Vize-Vertei-
digungsminister Camarillo 
spricht von einer «noch nie da-
gewesenen Herausforderung 
bei der Rekrutierung».

«Beat all you can beat»: Schauspieler Jonathan Majors hat mit der 
Polizei unliebsame Bekanntschaft geschlossen.  Bild: AP

In seinem ersten grossen Interview als Bundesrat legt 
Albert Rösti dar, wie er die Stromproduktion erhöhen 
will. Er spricht auch über die Folgen des  
CS-Debakels, das SRF – und den Stolz seiner Mutter.

«Ich kenne meine Grenzen»

die EU-Länder 70 Prozent ihrer Kapazi-
täten für den Binnenmarkt bereithal-
ten. Bis jetzt steht nirgends, wie genau 
die Schweiz davon betroffen sein wird, 
aber die Situation ist labil.

Braucht es ein Stromabkommen 
mit der EU?
Das braucht es, aber wir werden kaum 
bis 2025 eines haben. Ob es Verhand-
lungen mit der EU gibt oder nicht, 
hängt vom Erfolg der aktuellen Sondie-
rungsgespräche ab. Sollte es ein institu-
tionelles Rahmenabkommen geben, 
wollen wir den Strom mit drin haben, 
das ist klar. Aber bis es so weit ist, müs-
sen wir bereit sein, Reserven einzuset-
zen. Hier spielt Birr eine wichtige Rolle 
und weitere Reservekraftwerke, die wir 
ausschreiben werden.

Sie planen weitere, neue  
Kraftwerke?
Mitte Jahr werden wir weitere aus-
schreiben, ja. Die neuen Kraftwerke 
sollen möglichst 2025 oder 2026 ans 
Netz gehen. Die Bedingung dafür ist, 
dass die Anlagen sowohl mit fossilen 
wie mit erneuerbaren Energieträgern 
laufen können. Es gibt vier, fünf grosse 
Unternehmen, die diese Aufgabe über-
nehmen können.

Das sind Neuigkeiten. Wo werden 
die neuen Kraftwerke stehen?
Über die Standorte werden die Betrei-
ber entscheiden, nicht der Bund. Der 
Bundesrat hat bereits in seiner Bot-
schaft zur Energiestrategie von notwen-
digen Reservekraftwerken gesprochen. 
Dann kam die Phase der Unehrlichkeit, 
und niemand sprach mehr davon.

Sie sind nicht nur Energieminister, 
sondern auch Schirmherr der 
bundesnahen Betriebe. Wie sind 
die Ziele von Postminister Rösti für 
einen Betrieb, der seine Geschäfts-
felder konstant ausbaut?
Postminister wäre zu hoch gegriffen. 
Der Bundesrat greift nicht in operative 
Belange ein, sondern definiert die 
Strategie. Was man überprüfen muss, 
ist die Strategie von solchen Akquisi-
tionen. Dazu läuft bei der Post eine 
Evaluation, die wir selber überprüfen. 
Aber es ist klar, wir wollen eine mög-
lichst flächendeckende Grundversor-
gung und dafür muss die Post Geld 
erwirtschaften.

Zur Post gehört auch die Postfi-
nance. Am Freitag hat SP-Co-Präsi-
dent Cédric Wermuth bei CH Media 

gefordert, dass die Postfinance 
gestärkt wird, gewissermassen als 
Kantonalbank für den Bund –  mit 
einem kompletten Angebot. Damit 
soll sie als Konkurrenz zu einer 
riesigen UBS erwachsen.
Wir wollen natürlich nicht die Postfi-
nance aufblasen, um am Ende ein zu-
sätzliches Bundesrisiko zu erhalten. 
Aus diesem Grund haben wir ja die Ver-
staatlichung der CS abgelehnt.

Sie sind ja auch noch Medienminis-
ter und haben die Oberaufsicht 
über die SRG. Gleichzeitig sind Sie 
auch im Initiativkomitee der Hal-
bierungsinitiative, welche die SRG 
ins Visier nimmt, oder?
Ich habe schriftlich den Austritt gege-
ben. Allerdings hat man mir gesagt, 
juristisch sei dies nicht möglich. Man 
bleibe im Komitee bis zur Abstimmung, 
aber das ist natürlich reine Formsache. 
Inhaltlich äussere ich mich nicht zu 
einer Initiative, die noch nicht einge-
reicht ist.

Hatten Sie denn bereits Zeit, sich 
um die Medienpolitik zu küm-
mern?
Dadurch, dass einerseits diese Initiati-
ve noch nicht eingereicht und anderer-
seits das Mediengesetz an der Urne 
verworfen wurde, war die Medienpoli-
tik bislang nicht erste Priorität. Wichtig 
ist, dass es einen Service public und 
eine Medienvielfalt gibt. Aber kurzfris-
tige Staatshilfe für Medien wird es nicht 
geben.

Wie nehmen Sie die Schweizer 
Medienvielfalt wahr?
Die Konzentration ist stark fortge-
schritten. Aber wo es grössere Zusam-
menschlüsse gibt, tun sich auch wie-
der Lücken auf: in Form von lokalen 
Gratiszeitungen, aber auch bezahlten 
Angeboten. Solche müssten in einer 
zukünftigen Strategie ebenfalls vor-
kommen. Diese Vielfalt braucht es. 
Und die neutrale Rolle muss das SRF 
wahrnehmen.

Ist das SRF neutral aus Ihrer Sicht?
Das möchte ich nicht mit Ihnen bespre-
chen, sondern mit dem SRF.

Um noch etwas allgemeiner  
zu werden: Christoph Blocher  
hat einmal gesagt, ein Bundesrat 
ist zu 50 Prozent Departements-
chef und zu 50 Prozent muss er 
sich um das Gesamte kümmern. 
Welche grossen Linien  
verfolgen Sie in der Landes- 
regierung?
Für mich persönlich ist die Europapoli-
tik sehr wichtig, eine Schuldenbremse 
ebenfalls. Neutralität, Sicherheit: Das 
sind die Themen, welche die Schweiz 
ausmachen. Hier möchte ich mich im 
Bundesrat einbringen.

Ist die Schweiz noch neutral?
Ich bin stolz, hat der Bundesrat die Wie-
derausfuhr von Waffen abgelehnt. Ich 
weiss, das wird international scharf 
kritisiert. Aber es war ein wichtiges Be-
kenntnis zur Neutralität. Und hinter 
den Kulissen wird dies international 
auch verstanden.

Und nehmen Sie einen «Kriegs-
rausch» wahr, wie Bundespräsi-
dent Alain Berset?
Ich finde es nicht gut, Waffen weiterzu-
geben. Aber ich würde das nicht mit 
einem spezifischen Wort emotionali-
sieren, und der Bundespräsident hat 
dies auch selber im Nachhinein als fal-
sche Wortwahl kommentiert.

Interview: Patrik Müller 
und Benjamin Rosch

Im Parlament sagten Sie kürzlich: 
«Da ist Bundesrat Rösti gegenüber 
Nationalrat Rösti intelligenter 
geworden.» Wird man, wenn man 
im Amt ist, innert weniger Tage 
intelligenter?
Albert Rösti: Das war ein Spruch, auch 
im Parlament soll man zwischendurch 
mal schmunzeln dürfen. Die ernsthafte 
Formulierung wäre wohl: «Der neue 
Antrag war besser.»

Intelligenz schadet sicher auch in 
der Politik nicht.
Nun gut, ich muss mit dem leben, was 
ich habe (lacht). Ich kenne meine 
Grenzen.

Wo liegen denn Ihre Grenzen?
Ich ging mit Thomas Zurbuchen ans 
Gymnasium. Er brachte es zum Nasa-
Forschungsdirektor. Das sagt über uns 
beide etwas aus.

War er eher der naturwissenschaft-
liche Typ und Sie der sprachliche 
Typ?
Nein, ich war vor allem eines: ein eher 
mittelmässiger Schüler. Im Studium hat 
sich das dann geändert.

Das heisst, Ihre Intelligenz stieg 
schon vor dem Bundesratsamt 
stetig an … Würden Sie sich heute 
eher als kopf- oder bauchgesteuert 
bezeichnen?
Es ist eine Mischung. In der Politik 
muss man zuerst eine gute Auslegeord-
nung machen können: Lagebeschrei-
bung, Analyse, Vor- und Nachteile. Da 
ist der Kopf gefragt. Danach kommen 
Güterabwägungen. Dafür braucht es 
den Bauch, oder präziser gesagt: den 
politischen Instinkt.

Was sagt Ihnen der Instinkt: Wie 
gut hat Sie der Bundesrat aufge-
nommen?
Nach meinem Eindruck sehr gut. Wir 
haben soeben gemeinsam eine enorm 
herausfordernde Situation bewältigt: 
die Krise der Credit Suisse. Ich erlebte 
die Diskussionen als ebenso offen wie 
kritisch – im Sinn der besten Lösung.

Welches Gefühl herrschte vor: 
Sorge oder Wut?
Enttäuschung. Darüber, dass es mit der 
CS so weit kommen konnte. Aber natür-
lich auch grosse Sorge und Anspannung: 
Die Analyse der Zahlen war eindeutig. 
Ich habe zwar eine C-Matur, aber die 
wäre nicht nötig gewesen, um zu erken-
nen: Was da abgeht, das war existenziell. 
Es war klar: Ohne Lösung haben wir am 
Montag das Ende der Credit Suisse und 
dazu nicht nur eine Finanzkrise in der 
Schweiz, sondern weltweit. So etwas 
hätten wir uns niemals leisten können.

Ist man da als Bundesrat nicht 
zwangsläufig überfordert? Man 
sitzt mit ausgebufften Bankern am 
Tisch, die seit Jahren in diesem 
Business sind.
Nach meinem Eindruck waren eher an-
dere überfordert …

Die CS-Verantwortlichen?
Man kann sich schon fragen, wie so vie-
le Fehler gemacht werden konnten. 

Und das trotz warnendem Beispiel der 
UBS 2008. Trotz «Too big to fail»-Ge-
setz, aus dem die Bank nicht die nöti-
gen Konsequenzen zog.

Aber Sie fühlten sich nicht  
überfordert?
Gefordert, aber nicht überfordert. Der 
Bundesrat muss in der Lage sein, auf-
grund des vorhandenen Wissens die 
richtigen Schlüsse zu ziehen. Es gab 
Unterstützung durch die Nationalbank, 
die Finanzmarktaufsicht, das Staatsse-
kretariat für internationale Finanzfra-
gen und weitere Expertinnen und Ex-
perten aus der Verwaltung. Der Bun-
desrat hat sich zudem schon seit 
längerem mit Optionen befasst. Feder-
führend war das Finanzdepartement, 
aber letztlich tragen wir alle die Verant-
wortung mit. Jeder Bundesrat muss den 
Mut haben, Fragen zu stellen. Ich woll-
te verstehen, was da läuft und was wir 
beschliessen.

Und was dabei herauskam, dahin-
ter können Sie stehen?
Voll und ganz. Die CS-Übernahme 
durch die UBS war in dieser Situation 
die beste Lösung. Sie ist solide und 
schafft Vertrauen. Eine Übernahme 
durch den Bund wäre allenfalls die 
zweitbeste Variante, aber mit vielen 
Risiken für den Bund verbunden ge-
wesen, und ob dadurch die Märkte das 
Vertrauen in die Credit Suisse zurück-
gewonnen hätten, das weiss ich nicht. 
Abgesehen davon kann der Staat keine 
Bank führen.

Intensiver hätte Ihre Startphase 
nicht sein können. Finden Sie noch 
Zeit für Ihre Familie – und für Ihre 
Mutter, deren strahlendes Gesicht 
am Tag nach Ihrer Wahl in allen 
Zeitungen war?
Unbedingt. Ich besuche meine Mutter 
nach Möglichkeit jedes zweite Wochen-
ende. Sie ist über 90 Jahre alt. Das Le-
ben ist endlich. Gemeinsame Momen-
te sind mir persönlich sehr wichtig. Und 
klar, sie ist stolz auf mich, aber nicht 
mehr als auf meine Geschwister.

Sie sprachen von einem guten 
Betriebsklima. Aber just bei den 
Sparmassnahmen bei der AHV gab 
es diese Woche wieder ein Leak …
Ich kann nur für mich reden: Ich mach-
te in meinen Ämtern gleich am Anfang 
klar, dass Indiskretionen ein No-Go 
sind. Den erwähnten Fall finde ich sehr 
bedauerlich, und der Gesamtbundesrat 
hat gesagt, das muss angezeigt werden, 
das ist inakzeptabel.

Die «Schweiz am Wochenende» 
machte Anfang Januar publik, dass 
es aus dem Departement Berset 
während der Coronapandemie 
systematische Indiskretionen zu 
Ringier gab. Lässt sich das Vertrau-
en einfach wieder herstellen?
Das geht nicht von selbst. Vertrauen 
muss jeder selber herstellen. Der Bun-
desrat hat professionell gehandelt, in-
dem er die Situation verurteilt hat. Mehr 
kann ich nicht sagen, ich war zur Zeit 
der Corona-Leaks noch nicht im Amt.

Die Energiepolitik ist nun Ihr 
wichtigstes Thema. Wie schwer 
fällt Ihnen der Rollenwechsel vom 
Parteipolitiker zum Bundesrat?

Gar nicht! Ich habe schon als National-
rat die aktuellen Energiethemen in der 
Kommission mitgestaltet. Ich war 
schon vor der Wahl überzeugt, dass es 
für die Energieversorgung jetzt diesen 
Zubau braucht. Es ist relativ einfach: 
Wir brauchen in der Schweiz mehr 
Strom, sonst laufen wir gegen die 
Wand. Da gibt es auch keine Differenz 
zu meiner Partei.

Das ändert sich bei der Referen-
dumsabstimmung über das Klima-
schutz-Gesetz vom Juni. Sie sassen 
einst im Referendumskomitee, nun 
müssen Sie gegen die SVP die Ja-Pa-
role vertreten.
Das gehört dazu. Ich werde darlegen, 
was das Positive an diesem Gesetz ist 
und warum es der Bundesrat unter-
stützt.

Wenn Sie es zu deutlich tun,  
werden Sie zum halben  
SVP-Bundesrat.
Was da alles geschrieben wird, ist mir 
ziemlich egal. Ich habe einen klaren 
Auftrag, die Stromversorgung und Inf-
rastrukturen sicherzustellen. Hier geht 
es vielfach auch um Gesetze der Physik. 
Die lassen sich nicht aushebeln.

In der AKW-Frage wünscht sich  
die SVP von Ihnen mehr Engage-
ment ...
Prioritär ist, möglichst schnell mehr 
Strom zu produzieren. Das erreichen 
wir nur mit Wasser, Wind, Sonne und 
Biogas. Ich will mich nicht verlieren in 
einer Diskussion, die den kurzfristigen 
dringend notwendigen Zubau bremsen 
könnten. Für die langfristige Versor-
gungssicherheit setze ich mich für 
Technologieoffenheit ein.

Es geht auch darum, die aktuellen 
Energiequellen zu bewahren. Was 
wäre, wenn beim AKW Leibstadt 
eine Renovation über 300 Millio-
nen anstünde? Würde der Bund 
investieren?
Dann würde ich den Betreiber auf die 
die Gewinne des letzten Jahres auf-
merksam machen. Eine staatliche Hilfe 
für eine Nachrüstung wäre nach meiner 
Einschätzung nicht nötig.

Was tun Sie, wenn der nächste 
Winter kälter wird als der letzte? 
Droht eine Mangellage?
Zunächst sind Sparmassnahmen für 
Strom und Gas weiterhin sinnvoll – 
auch für das Portemonnaie der Bürge-
rinnen und Bürger. Dann werden wir 

gegen Mitte Jahr eine Ausschreibung 
für weitere Reservekapazitäten ma-
chen. Und auch die Akquisition für das 
Pooling von Notstromaggregaten geht 
weiter. Bislang haben wir damit eine 
Reserve von 110 Megawatt Leistung, 
das wollen wir verdoppeln. Ausserdem 
ist denkbar, dass wir die Wasserkraft-
reserve erhöhen.

Was sich verflüchtigt hat, ist die 
Hoffnung auf Hilfe aus dem Aus-
land gegen eine Gasmangellage. 
Braucht die Schweiz mittelfristig 
eigene Gasspeicher?
Das wäre sehr teuer. Die Gasbranche 
ist verpflichtet, sich mit Reserven ein-
zudecken. Wo diese stehen, ist zweit-
rangig. Wir sind aber laufend im Aus-
tausch mit unseren Nachbarn.

Zum Symbol für die Mangellage 
wurde das Gaskraftwerk Birr. Es 
gibt Stimmen, die sagen, das werde 
nie laufen. Braucht es das wirklich?
Unbedingt! Birr hat eine Leistung von 
250 Megawatt. Hier muss ich auch mei-
ner Vorgängerin ein Kränzchen win-
den, dass sie zusammen mit dem Bun-
desrat diese einzig richtige Massnahme 
ergriffen hat. Es braucht zudem weitere 
Reservekapazitäten im Hinblick auf die 
neuen Regulierungen der EU.

Wie meinen Sie das?
Aktuell ist der Austausch sehr gut. Aber 
nehmen wir an, dass die Schweiz ab 
2025 aufgrund neuer EU-Regelungen 
im Winter weniger Strom importieren 
könnte, dann müssten die Reserve-
kraftwerke helfen, den Winter zu über-
brücken. Ab diesem Zeitpunkt müssen 

Souverän ins Bundesratsamt

Selten ist eine politische Laufbahn so 
geradlinig verlaufen wie bei ihm – und 
der einzige Knick entpuppte sich als 
Karrierebeschleuniger. Albert Rösti, 55, 
wuchs in Kandersteg auf. Der ETH-Ag-
raringenieur war SVP-Nationalrat und 
wurde 2016 Parteipräsident. Er fiel je-
doch nach den Wahlen 2019 bei Chris-
toph Blocher in Ungnade und trat als 
Präsident zurück. Dies verstärkte bloss 
die Sympathien ausserhalb der SVP. 
Auch in der Partei selbst blieb Rösti be-
liebt. Am 7. Dezember 2022 wurde der 
zweifache Familienvater mit einem 
Glanzresultat in den Bundesrat gewählt. 

«Ich war ein eher 
mittelmässiger 
Schüler. Im Studium 
hat sich das dann 
geändert.»

«Ich bin stolz, hat 
der Bundesrat die 
Wiederausfuhr von 
Waffen abgelehnt.» 
Der neue SVP-
Bundesrat setzt 
erste Akzente.
Bild: Severin Bigler


